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Der Bundesgerichtshof, Senat für Landwirtschaftssachen, hat am 26. Oktober 

1999 durch den Vorsitzenden Richter Dr. Wenzel und die Richter Dr. Vogt und 

Prof. Dr. Krüger sowie die ehrenamtlichen Richter Kreye und Dahm

beschlossen:

Die Rechtsbeschwerde gegen den Beschluß des Landwirtschafts­

senats des Oberlandesgerichts Dresden vom 16. März 1999 wird 

auf Kosten des Antragstellers, der der Antragsgegnerin auch die 

außergerichtlichen Kosten des Rechtsbeschwerdeverfahrens zu 

erstatten hat, als unzulässig verworfen, soweit die Zahlung von 

mehr als 24.860,80 DM beantragt worden ist, im übrigen als un­

begründet zurückgewiesen.

Der Geschäftswert für das Rechtsbeschwerdeverfahren wird auf 

38.906 DM festgesetzt.

Gründe:

I.

Die Mutter des Antragstellers war als Land- und Inventareinbringerin 

Mitglied der LPG "V. " Mi. /E. . Sie starb am 25. Juli 1978

und wurde von dem Antragsteller beerbt, der am 8. Oktober 1978 in die LPG 

eintrat.



Die Vollversammlung der LPG beschloß am 5. Juni 1991 die Umwand­

lung in eine Aktiengesellschaft, wobei zugleich eine Aktienverteilformel be­

schlossen wurde, in die als Bezugsgröße für die Zuteilung der Aktien die Land­

einbringung, die Inventarleistung sowie die Arbeitsleistung der Mitglieder Ein­

gang fanden. Am 10. Juli 1991 wurde auf einer "Gründungsversammlung" 

rückwirkend zum 1. Januar 1991 die Antragsgegnerin errichtet. Die Beteiligung 

der Mitglieder der bisherigen LPG wurde nach dem Aktienverteilschlüssel, der 

mit Beschluß der LPG-Vollversammlung vom 5. Juni 1991 festgelegt worden 

war, geregelt. Die Antragsgegnerin wurde - mit Umwandlungsvermerk - am 

16. April 1992 in das Handelsregister eingetragen.

Die Umwandlungsbilanz (gleichzeitig Eröffnungsbilanz) der Antragsgeg­

nerin weist ein Eigenkapital von 15.536.066,67 DM aus. Das satzungsgemäß 

festgelegte Grundkapital beträgt 2.000.000 DM. Den übrigen Betrag des Ei­

genkapitals bilden Rücklagen. Das Grundkapital ist in 40.000 Aktien im Nenn­

wert von je 50 DM eingeteilt. Der Antragsteller erhielt hiervon 180 Aktien, was 

einer Beteiligung von 0,45 % entspricht.

Der Antragsteller macht einen Anspruch auf bare Zuzahlung nach § 28 

Abs. 2 LwAnpG geltend, den er in erster Instanz mit 28.772 DM berechnet hat, 

und zwar ausgehend von einer ihm seiner Auffassung nach gebührenden Ab­

findung nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 LwAnpG von 41.520 DM. Das Land­

wirtschaftsgericht hat dem Antrag in Höhe von 24.860,80 DM stattgegeben, das 

Oberlandesgericht hat ihn abgewiesen. Mit der Rechtsbeschwerde verfolgt er 

seinen Anspruch mit dem Antrag weiter, an ihn 38.906 DM nebst 4 % Zinsen 

seit Antragstellung zu zahlen. Die Antragsgegnerin tritt dem entgegen.
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II.

1. Die Rechtsbeschwerde ist unzulässig, soweit der Antragsteller einen 

Zahlungsanspruch geltend macht, der über den im Beschwerdeverfahren vor 

dem Oberlandesgericht gestellten Antrag hinausgeht. Im Rechtsbeschwerde­

verfahren kann nämlich nur Parteivorbringen Berücksichtigung finden, das sich 

aus der Sachverhaltsdarstellung der Beschwerdeentscheidung oder aus dem 

Sitzungsprotokoll ergibt, § 27 Abs. 2 LwVG i.V.m. § 561 Abs. 1 ZPO. Eine An­

tragserweiterung ist daher unzulässig (vgl. Thomas/Putzo, ZPO, 22. Aufl., 

§ 561 Rdn. 3). Der Antragsteller hat in der Vorinstanz die Zurückweisung der 

Beschwerde beantragt, mit der die Antragsgegnerin den zugesprochenen 

Zahlungsantrag in Höhe von 24.860,80 DM angegriffen hat. Ein weitergehen­

der Anspruch des Antragstellers war daher nicht im Streit.

2. Im übrigen ist die - zulässige - Rechtsbeschwerde unbegründet.

a) Das Beschwerdegericht geht - wie die Beteiligten - davon aus, daß 

die Antragsgegnerin aus einer identitätswahrenden Umwandlung hervorgegan­

gen ist, so daß etwaige Mängel des Formwechsels die Wirkungen der Regi­

stereintragung unberührt lassen. Dies entspricht der Rechtsprechung des Se­

nats (BeschI. v. 3. Mai 1996, BLw 54/95, WM 1996, 1221 = AgrarR 1996, 291). 

Es verneint einen Anspruch des Antragstellers aus § 28 Abs. 2 LwAnpG mit der 

Begründung, eine Zuzahlung könne nur verlangt werden, wenn die Beteiligung 

an dem umgewandelten Unternehmen quotal nicht dem früheren Anteil am Ei­

genkapital der LPG entspreche. Das sei hier nicht der Fall.



b) Dagegen wendet sich die Rechtsbeschwerde ohne Erfolg. Nach der 

Rechtsprechung des Senats muß bei der Umwandlung einer LPG in ein Unter­

nehmen neuer Rechtsform jedes nicht zuvor ausgeschiedene Mitglied propor­

tional zu dem Wert seiner Beteiligung an der LPG auch an dem neuen Unter­

nehmen beteiligt sein. Diese, insbesondere für die Umwandlung in eine Ge­

nossenschaft entwickelte Rechtsprechung (vgl. Beschl. v. 8. Dezember 1995, 

BLw 28/95, WM 1996, 740, 742 = AgrarR 1996, 51, 52; Beschl. v. 29. Novem­

ber 1996, BLw 13/96, WM 1997, 890, 891 f = AgrarR 1997, 48, 49) gilt, wie 

sich schon aus § 30 LwAnpG ergibt, auch für eine Umwandlung in eine Kapi­

talgesellschaft. Jedes frühere LPG-Mitglied muß an der Kapitalgesellschaft in 

demselben Verhältnis wie zuvor an der LPG beteiligt werden (vgl. Schweizer, 

in: Kimme, Offene Vermögensfragen, §30 LwAnpG Rdn. 3), die umgewandel­

ten Anteile oder Mitgliedschaftsrechte müssen also quotal dem Anteil am Ei­

genkapital der LPG entsprechen (vgl. Senatsbeschl. v. 8. Dezember 1995, 

BLw 28/95, WM 1996, 740, 742 = AgrarR 1996, 51, 52). Nur wenn dies nicht 

der Fall ist, bedarf es eines Ausgleichs durch bare Zuzahlung nach § 28 Abs. 2 

LwAnpG.

Nach diesen Grundsätzen ist im vorliegenden Fall kein Anspruch gege­

ben. Das Beschwerdegericht hat den Anteil des Antragstellers am Eigenkapital 

der LPG mit 0,33 % errechnet. Rechtsfehler läßt dies nicht erkennen. Der da­

gegen gerichtete Angriff der Rechtsbeschwerde ist ohne Substanz und ver­

mengt die Frage der Bewertung des Anteils am Eigenkapital der LPG mit der 

Frage nach der Beteiligung an der Aktiengesellschaft. Die Festlegung des 

Grundkapitals bei der Aktiengesellschaft hat mit der "Personifizierung" des 

Vermögens der LPG nichts zu tun. Das Beschwerdegericht hat - was die 

Rechtsbeschwerde einfordert - das abfindungsrelevante Eigenkapital ermittelt



und daran den Anteil des Antragstellers bemessen. Daß hierbei die Grundsät­

ze des § 44 Abs. 1 LwAnpG verletzt worden wären, macht die Rechtsbe­

schwerde nicht geltend. An der Antragsgegnerin ist der Antragsteller mit einem 

Anteil von 0,45 % beteiligt, entsprechend dem Nennwert der an ihn verteilten 

Aktien im Verhältnis zum Grundkapital. Ohne Bedeutung hierfür ist, daß die 

Antragsgegnerin mit einem Grundkapital von (nur) 2.000.000 DM ausgestattet 

ist, während der überwiegende Teil des in der Bilanz ausgewiesenen Vermö­

gens von 15.536.066,67 DM in Rücklagen besteht. Das ändert nichts daran, 

daß die durch die Aktien verbrieften Rechte sich in dem genannten Umfang 

von 0,45 % auf das Gesamtvermögen der Antragsgegnerin, einschließlich der 

Rücklagen, beziehen. Das zeigt sich z.B. bei der Gewinnverteilung nach §58 

Abs. 4 AktG oder bei der Vermögensverteilung im Falle der Liquidation (§ 271 

Abs. 2 AktG). Der Antragsteller ist also an dem Unternehmen in der neuen 

Rechtsform nicht in geringerem Umfang beteiligt, als an der LPG, und seine 

Beteiligung war - im Zeitpunkt der Umwandlung - auch nicht weniger wert. Da­

gegen kann nicht eingewendet werden, daß die Aktien zu einem diesen Wert 

widerspiegelnden Kurs nicht veräußert werden können. Das eine hat mit dem 

anderen nichts zu tun. Die schlechte Verwertbarkeit der Aktien bedeutet, daß 

der Antragsteller seine Beteiligung an der Antragsgegnerin zur Zeit nicht oder 

nur zu unbefriedigenden Bedingungen zu Geld machen kann. Sie berührt aber 

nicht seine wertmäßige Beteiligung am Unternehmen im Zeitpunkt der Um­

wandlung. Sie ist damit Folge des Risikos einer jeden Beteiligung an einer Ka­

pitalgesellschaft, nicht Folge einer zu niedrig bemessenen Beteiligung. Das 

zeigt sich auch daran, daß bei der Abfindung eines ausscheidenden Aktionärs 

infolge von Beherrschungs- und Gewinnabführungsverträgen (§ 305 AktG) 

nicht etwa der durch den Börsenkurs bestimmte Verkehrswert der Aktie maß­

geblich ist, sondern der "wirkliche" Wert der Beteiligung unter Einschluß stiller
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Reserven und des inneren Geschäftswerts (vgl. BGHZ 71, 40, 51; Brändel, in: 

Großkomm. Aktiengesetz, § 6 Rdn. 35).

Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 44, 45 LwVG.

Wenzel Vogt Krüger


